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707. Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des Abkommens zwischen der Republik Österreich und

der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen der Grenzabfertigung
im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr zur Errichtung vorgeschobener
deutscher Grenzdienststellen im Bahnhof Salzburg Hauptbahnhof und über
die Grenzabfertigung in Zügen während der Fahrt auf der Strecke Salz-
burg—München

7 0 8 . Abkommen über die Änderung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und den
Vereinigten Staaten von Amerika über die Zusammenarbeit auf dem Ge-
biete der friedlichen Verwendung der Atomenergie
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709. Briefwechsel zum Langfristigen Handels- und Zahlungsabkommen zwischen der Öster-
reichischen Bundesregierung und der Regierung der Deutschen Demokra-
tischen Republik

706 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 15. November 1974 über den Geltungs-
bereich des Internationalen Kakao-Überein-

kommens 1972

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen haben nachstehende Staaten ihre
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde zum Inter-
nationalen Kakao-Übereinkommen 1972 (BGBl.

Nr. 455/1973, letzte Kundmachung über den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 621/1974) hinterlegt.

Staaten :
Datum der Hinterlegung der Ratifi-

kations-oder Beitrittsurkunde:

Portugal 30. August 1974
Kuba 4. September 1974
Chile 26. September 1974
Gabon 30. September 1974

Kreisky

707 . Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des Abkommens zwischen der Republik Öster-
reich und der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen der Grenzabfertigung im
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr zur Errichtung vorgeschobener deutscher Grenz-
dienststellen im Bahnhof Salzburg Hauptbahnhof und über die Grenzabfertigung in Zügen

während der Fahrt auf der Strecke Salzburg—München

AUSWÄRTIGES AMT
510—511.13 OST

V e r b a l n o t e

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für die
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundes-
behörden der Bundesrepublik Deutschland in Aus-
führung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens
vom 14. September 1955 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Republik Öster-
reich über Erleichterungen der Grenzabfertigung
im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr fol-

gende Vereinbarung über die Errichtung vorge-
schobener deutscher Grenzdienststellen im Bahn-
hof Salzburg Hbf und über die Grenzabfertigung
in Zügen während der Fahrt auf der Strecke
Salzburg—München *) vorschlagen:

Artikel 1

Im Bahnhof Salzburg Hbf werden auf öster-
reichischem Gebiet vorgeschobene deutsche Grenz-
dienststellen errichtet.

*) Siehe BGBl. Nr. 240/1957 und 309/1972
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Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 wird durch die nachstehenden Artikel 3
und 5 bis 8 bestimmt.

Artikel 3

Der örtliche Bereich umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar

— die Bahnstrecke von der gemeinsamen
Grenze bis zur Straßenunterführung
„Fünfhausbrücke" bei Bahnkilometer
87,851;

— das Gelände des Bahnhofes Salzburg Hbf
von der Straßenunterführung „Fünf-
hausbrücke" bis Bahnkilometer 89,000
bei Stellwerk 1, einschließlich der
Gleise 105, 107, 115 bis zum Güter-
abfertigungsschuppen (deutsches Ab-
gabemagazin), 119, 121, 123, 125, 127,
129 und 131 bis zum Güterschuppen,
jedoch ohne das Gleis 21 a und ohne die
Gleise der Abstellanlage West, die auf
diesem Gelände befindlichen Gebäude
und Gebäudeteile jedoch nur, soweit sie
nachstehend als zum örtlichen Bereich
gehörend bezeichnet sind;

— die Stückguthalle in der zwischen den
Gebäuden Lastenstraße 5 und 7 gelege-
nen Lagerhalle;

— im Gebäudetrakt der Fahrdienstleitung
West die beiden Personenabfertigungs-
hallen und die Räume für die Expreß-
gutabfertigung ;

— in der Schalterhalle des Bahnhofes Salz-
burg Hbf den Aufgabeschalter für Reise-
gepäck mit anschließendem Gepäckraum
für die Reisegepäckabfertigung;

— in dem von der Fahrdienstleitung West
aus gesehen zweiten Behelfsbau auf
Bahnsteig 5 den an der Nordostseite ge-
legenen Raum;

— im Gebäude auf der Auto-Verladerampe
den Dienstraum der Eisenbahnverwal-
tungen und den Aufenthaltsraum für die
Reisenden;

— die sanitären Anlagen und alle Verbin-
dungswege in dem vorstehend um-
schriebenen Gelände und in den vor-
und nachstehend bezeichneten Ge-
bäuden;

b) die den deutschen Bediensteten zur alleini-
gen Benützung überlassenen Flächen, An-
lagen und Räume, und zwar

— die Abstellanlage West mit den Glei-
sen 301, 303, 305, 307, 309 und 311 ein-
schließlich der dort befindlichen Zoll-
rampe;

— im Gebäude Lastenstraße 7 jeweils von
der Nordostecke aus gerechnet im Erd-
geschoß den dritten und vierten sowie
den sechsten bis zehnten Raum, im
ersten Obergeschoß die ersten sechs
Räume und den Ablageraum im Keller;

— im Gebäudetrakt der Fahrdienstleitung
Ost an der Südseite den zweiten Raum
von der Südwestecke her gerechnet;

— im Gebäudetrakt der Fahrdienstleitung
West im Erdgeschoß die vier im süd-
westlichen Teil gelegenen Räume und
im Obergeschoß die zwei im nordwest-
lichen Teil gelegenen Räume sowie in
dem von der Fahrdienstleitung West aus
gesehen ersten Behelfsbau auf Bahn-
steig 5 alle Räume.

Artikel 4

Die deutsche und die österreichische Grenz-
abfertigung wird nach Bedarf und Zweckmäßig-
keit in Reisezügen während der Fahrt auf der
Strecke Salzburg Hbf—München Hbf vorgenom-
men. Diese Grenzabfertigung erstreckt sich auf
Personen und Handgepäck. Soweit ein Bedürfnis
dafür besteht und es praktisch durchführbar ist,
erstreckt sich die Grenzabfertigung auch auf mit-
geführte Tiere, aufgegebenes Reisegepäck und Ex-
preßgut. Bestimmungen, nach denen die gesund-
heitspolizeiliche oder tierärztliche Grenzkontrolle
oder die phytosanitäre Beschau in Reisezügen
nicht möglich ist, bleiben unberührt.

Artikel 5

(1) Bei der Grenzabfertigung während der
Fahrt bilden die Züge auf dem in der Bundes-
republik Deutschland gelegenen Teil der Strecke
den örtlichen Bereich für die österreichischen Be-
diensteten.

(2) In den Bahnhöfen Freilassing, Traunstein,
Rosenheim, München-Ost und München Hbf
haben die österreichischen Bediensteten das Recht,
im Zug festgenommene oder zurückgewiesene
Personen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel auf dem Bahnsteig oder in den zur
Verfügung stehenden Räumen des Bahnhofes in
Gewahrsam zu behalten; für die dafür erforder-
lichen Amtshandlungen ist dieser Teil des Bahn-
hofes jeweils örtlicher Bereich. Das gleiche gilt
für die deutschen Bediensteten im Bahnhof Salz-
burg Hbf, soweit die in Artikel 3 bezeichneten
Räume nicht ausreichen.

(3) Festgenommene oder zurückgewiesene Per-
sonen und sichergestellte Waren, Werte oder Be-
weismittel dürfen von den österreichischen Be-
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diensteten auf der in Artikel 4 bezeichneten
Strecke mit einem der nächsten Züge auf öster-
reichisches Hoheitsgebiet verbracht werden. Für
die dafür erforderlichen Amtshandlungen gehören
diese Züge zum örtlichen Bereich für die öster-
reichischen Bediensteten.

Artikel 6

Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen
des Artikels 4 vorliegen, stellen die Oberfinanz-
direktion München, die Direktion der Bayeri-
schen Grenzpolizei und die zuständige Behörde
der Deutschen Bundesbahn einerseits sowie die
zuständige österreichische Zollbehörde, Sicher-
heitsbehörde und Eisenbahnbehörde andererseits
längstens für eine Fahrplanperiode fest. Die Be-
fugnis der genannten Behörden, diese Feststellun-
gen im Einzelfall durch örtliche Beauftragte tref-
fen zu lassen, bleibt unberührt.

Artikel 7

Festgenommene oder zurückgewiesene Personen
und sichergestellte Waren, Werte oder Beweis-
mittel dürfen, sofern eine Beförderung mit der
Bahn nicht tunlich ist, auf der kürzesten Straßen-
verbindung

a) von den österreichischen Bediensteten von
Freilassing, Traunstein, Rosenheim und
München zur gemeinsamen Grenze bei
Schwarzbach/Walserberg oder bei Freilas-
sing,

b) von den deutschen Bediensteten von Salz-
burg zur gemeinsamen Grenze bei Freilas-
sing oder bei Walserberg/Schwarzbach

verbracht werden. Für die dafür erforderlichen
Amtshandlungen gehören diese Straßenverbin-
dungen zum örtlichen Bereich.

Artikel 8

Wird aus bahnbetrieblichen Gründen ausnahms-
weise die Umleitung von Reisezügen über die
Strecke Salzburg; Hbf—Freilassing—Mühldorf—
München Hbf notwendig, so gelten die Ar-
tikel 4 bis 7 für diese Umleitungsstrecke ein-
schließlich der Haltebahnhöfe entsprechend.

Artikel 9

Mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung
tritt die Vereinbarung vom 5. Juli 1972 über
die Errichtung vorgeschobener deutscher Grenz-
dienststellen im Bahnhof Salzburg Hbf und über
die Grenzabfertigung in Zügen während der
Fahrt auf der Strecke Salzburg—München außer
Kraft.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft

die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens
vom 14. September 1955 bildet, die am 1. De-
zember 1974 in Kraft tritt und die auf diploma-
tischem Wege unter Einhaltung einer Frist von
sechs Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß,
die Österreichische Botschaft erneut seiner ausge-
zeichneten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 26. September 1974

L. S.

An die
Österreichische Botschaft

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
BONN

Zl. 4953-A/74

Verbalnote
Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem

Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbalnote
vom 26. September 1974 — 510—511.13 OST —
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für die
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundes-
behörden der Bundesrepublik Deutschland in Aus-
führung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens
vom 14. September 1955 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Republik Öster-
reich über Erleichterungen der Grenzabfertigung
im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr fol-
gende Vereinbarung über die Errichtung vorge-
schobener deutscher Grenzdienststellen im Bahn-
hof Salzburg Hbf und über die Grenzabfertigung
in Zügen während der Fahrt auf der Strecke
Salzburg—München vorschlagen:

Artikel 1

Im Bahnhof Salzburg Hbf werden auf öster-
reichischem Gebiet vorgeschobene deutsche Grenz-
dienststellen errichtet.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 wird durch die nachstehenden Artikel 3
und 5 bis 8 bestimmt.

Artikel 3

Der örtliche Bereich umfaßt
a) die von den Bediensteten beider Staaten

gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
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— die Bahnstrecke von der gemeinsamen
Grenze bis zur Straßenunterführung
„Fünfhausbrücke" bei Bahnkilometer
87,851;

— das Gelände des Bahnhofes Salzburg Hbf
von der Straßenunterführung „Fünf-
hausbrücke" bis Bahnkilometer 89,000
bei Stellwerk 1, einschließlich der
Gleise 105, 107, 115 bis zum Güter-
abfertigungsschuppen (deutsches Ab-
gabemagazin), 119, 121, 123, 125, 127,
129 und 131 bis zum Güterschuppen,
jedoch ohne das Gleis 21 a und ohne die
Gleise der Abstellanlage West, die auf
diesem Gelände befindlichen Gebäude
und Gebäudeteile jedoch nur, soweit sie
nachstehend als zum örtlichen Bereich
gehörend bezeichnet sind;

— die Stückguthalle in der zwischen den
Gebäuden Lastenstraße 5 und 7 gelege-
nen Lagerhalle;

— im Gebäudetrakt der Fahrdienstleitung
West die beiden Personenabfertigungs-
hallen und die Räume für die Expreß-
gutabfertigung;

— in der Schalterhalle des Bahnhofes Salz-
burg Hbf den Aufgabeschalter für Reise-
gepäck mit anschließendem Gepäckraum
für die Reisegepäckabfertigung;

— in dem von der Fahrdienstleitung West
aus gesehen zweiten Behelfsbau auf
Bahnsteig 5 den an der Nordostseite ge-
legenen Raum;

— im Gebäude auf der Auto-Verladerampe
den Dienstraum der Eisenbahnverwal-
tungen und den Aufenthaltsraum für die
Reisenden;

— die sanitären Anlagen und alle Verbin-
dungswege in dem vorstehend um-
schriebenen Gelände und in den vor-
und nachstehend bezeichneten Ge-
bäuden;

b) die den deutschen Bediensteten zur alleini-
gen Benützung überlassenen Flächen, An-
lagen und Räume, und zwar
— die Abstellanlage West mit den Glei-

sen 301, 303, 305, 307, 309 und 311 ein-
schließlich der dort befindlichen Zoll-
rampe;

— im Gebäude Lastenstraße 7 jeweils von
der Nordostecke aus gerechnet im Erd-
geschoß den dritten und vierten sowie
den sechsten bis zehnten Raum, im
ersten Obergeschoß die ersten sechs
Räume und den Ablageraum im Keller;

— im Gebäudetrakt der Fahrdienstleitung
Ost an der Südseite den zweiten Raum
von der Südwestecke her gerechnet;

— im Gebäudetrakt der Fahrdienstleitung
West im Erdgeschoß die vier im süd-
westlichen Teil gelegenen Räume und
im Obergeschoß die zwei im nordwest-
lichen Teil gelegenen Räume sowie in
dem von der Fahrdienstleitung West aus
gesehen ersten Behelfsbau auf Bahn-
steig 5 alle Räume.

Artikel 4

Die deutsche und die österreichische Grenz-
abfertigung wird nach Bedarf und Zweckmäßig-
keit in Reisezügen während der Fahrt auf der
Strecke Salzburg Hbf—München Hbf vorgenom-
men. Diese Grenzabfertigung erstreckt sich auf
Personen und Handgepäck. Soweit ein Bedürfnis
dafür besteht und es praktisch durchführbar ist,
erstreckt sich die Grenzabfertigung auch auf mit-
geführte Tiere, aufgegebenes Reisegepäck und Ex-
preßgut. Bestimmungen, nach denen die gesund-
heitspolizeiliche oder tierärztliche Grenzkontrolle
oder die phytosanitäre Beschau in Reisezügen
nicht möglich ist, bleiben unberührt.

Artikel 5

(1) Bei der Grenzabfertigung während der
Fahrt bilden die Züge auf dem in der Bundes-
republik Deutschland gelegenen Teil der Strecke
den örtlichen Bereich für die österreichischen Be-
diensteten.

(2) In den Bahnhöfen Freilassing, Traunstein,
Rosenheim, München-Ost und München Hbf
haben die österreichischen Bediensteten das Recht,
im Zug festgenommene oder zurückgewiesene
Personen und sichergestellte Waren, Werte oder
Beweismittel auf dem Bahnsteig oder in den zur
Verfügung stehenden Räumen des Bahnhofes in
Gewahrsam zu behalten; für die dafür erforder-
lichen Amtshandlungen ist dieser Teil des Bahn-
hofes jeweils örtlicher Bereich. Das gleiche gilt
für die deutschen Bediensteten im Bahnhof Salz-
burg Hbf, soweit die in Artikel 3 bezeichneten
Räume nicht ausreichen.

(3) Festgenommene oder zurückgewiesene Per-
sonen und sichergestellte Waren, Werte oder Be-
weismittel dürfen von den österreichischen Be-
diensteten auf der in Artikel 4 bezeichneten
Strecke mit einem der nächsten Züge auf öster-
reichisches Hoheitsgebiet verbracht werden. Für
die dafür erforderlichen Amtshandlungen gehören
diese Züge zum örtlichen Bereich für die öster-
reichischen Bediensteten.

Artikel 6

Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen
des Artikels 4 vorliegen, stellen die Oberfinanz-
direktion München, die Direktion der Bayeri-
schen Grenzpolizei und die zuständige Behörde
der Deutschen Bundesbahn einerseits sowie die
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zuständige österreichische Zollbehörde, Sicher-
heitsbehörde und Eisenbahnbehörde andererseits
längstens für eine Fahrplanperiode fest. Die Be-
fugnis der genannten Behörden, diese Feststellun-
gen im Einzelfall durch örtliche Beauftragte tref-
fen zu lassen, bleibt unberührt.

Artikel 7

Festgenommene oder zurückgewiesene Personen
und sichergestellte Waren, Werte oder Beweis-
mittel dürfen, sofern eine Beförderung mit der
Bahn nicht tunlich ist, auf der kürzesten Straßen-
verbindung

a) von den österreichischen Bediensteten von
Freilassing, Traunstein, Rosenheim und
München zur gemeinsamen Grenze bei
Schwarzbach/Walserberg oder bei Freilas-
sing,

b) von den deutschen Bediensteten von Salz-
burg zur gemeinsamen Grenze bei Freilas-
sing oder bei Walserberg/Schwarzbach

verbracht werden. Für die dafür erforderlichen
Amtshandlungen gehören diese Straßenverbin-
dungen zum örtlichen Bereich.

Artikel S

Wird aus bahnbetrieblichen Gründen ausnahms-
weise die Umleitung von Reisezügen über die
Strecke Salzburg Hbf—Freilassing—Mühldorf—
München Hbf notwendig, so gelten die Ar-
tikel 4 bis 7 für diese Umleitungsstrecke ein-
schließlich der Haltebahnhöfe entsprechend.

Artikel 9

Mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung
tritt die Vereinbarung vom 5. Juli 1972 über
die Errichtung vorgeschobener deutscher Grenz-
dienststellen im Bahnhof Salzburg Hbf und über

die Grenzabfertigung in Zügen während der
Fahrt auf der Strecke Salzburg—München außer
Kraft.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens
vom 14. September 1955 bildet, die am 1. De-
zember 1974 in Kraft tritt und die auf diploma-
tischem Wege unter Einhaltung einer Frist von
sechs Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß,
die Österreichische Botschaft erneut seiner ausge-
zeichneten Hochachtung zu versichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen
Amt mitzuteilen, daß die Österreichische Bundes-
regierung damit einverstanden ist, daß die vor-
geschlagene Regelung durch den Austausch der
Verbalnote des Auswärtigen Amtes und dieser
Antwortnote eine Vereinbarung im Sinne des
Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 bildet, die am 1. Dezember
1974 in Kraft tritt und die auf diplomatischem
Wege unter Einhaltung einer Frist von sechs Mo-
naten je auf den ersten Tag eines Monats gekün-
digt werden kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den
Ausdruck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Bonn, am 26. September 1974

L. S.
An das
Auswärtige Amt
Bonn

Kreisky

708.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN ÜBER DIE ÄNDERUNG
DES ABKOMMENS ZWISCHEN DER
REPUBLIK ÖSTERREICH UND DEN

VEREINIGTEN STAATEN VON
AMERIKA ÜBER DIE ZUSAMMEN-
ARBEIT AUF DEM GEBIETE DER
FRIEDLICHEN VERWENDUNG DER

ATOMENERGIE *)
Die Republik Österreich und die Vereinigten

Staaten von Amerika,

*) Siehe BGBl. Nr. 85/1970
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In dem Wunsche, das am 11. Juli 1969 in
Washington unterzeichnete Abkommen zwischen
der Republik Österreich und den Vereinigten
Staaten von Amerika über die Zusammenarbeit
auf dem Gebiete der friedlichen Verwendung der
Atomenergie (im folgenden „Abkommen über
die Zusammenarbeit" genannt), abzuändern,

kommen wie folgt überein:

ARTIKEL I

Artikel VIII des Abkommens über die Zusam-
menarbeit wird wie folgt geändert:
„A. Nach Maßgabe der Verfügbarkeit von
Kapazitäten in den Einrichtungen der Kommis-
sion für die Anreicherung von Uran und im
Rahmen der unter Artikel X für die Über-
tragung bewilligten Menge können seitens der
Kommission mit der Österreichischen Bundes-
regierung oder ihrer Hoheitsgewalt unterstehen-
den ermächtigten Personen entsprechend den hier
festgelegten Bestimmungen Verträge für die Her-
stellung oder Anreicherung von im Isotop U-235
angereichertem Uran zur Verwendung als Brenn-
stoff in innerhalb der Republik Österreich be-
triebenen Leistungsreaktoren abgeschlossen wer-
den. Es besteht zwischen den Vertragsstaaten
Einverständnis darüber, daß jeweils dann, wenn
die Österreichische Bundesregierung oder solche
ermächtigte Personen Bedarf an derartigen
Dienstleistungen haben und bereit sind, feste
Verträge, worin die vereinbarten Liefertermine
und sonstige Bedingungen für die Erbringung
derartiger Dienstleistungen festgelegt sind, abzu-
schließen, der Österreichischen Bundesregierung
oder solchen ermächtigten Personen auf der
gleichen Grundlage wie anderen Erwerbern der-
artiger Dienstleistungen die zu diesem Zeitpunkt
in den Einrichtungen der Kommission verfügbare
und nicht bereits zugeteilte Kapazität für die
Anreicherung von Uran zugänglich ist.

B. Daneben kann die Kommission auf Er-
suchen der Österreichischen Bundesregierung oder
deren Hoheitsgewalt unterstehenden ermächtig-
ten Personen nach ihrer Wahl und entsprechend
den zu vereinbarenden Bedingungen im Isotop
U-235 angereichertes Uran in jenen Mengen ver-
kaufen, die sich im Rahmen der gemäß Artikel X
für die Übertragung zur Verwendung als Brenn-
stoff in innerhalb der Republik Österreich be-
triebenen Leistungsreaktoren bewilligten Menge
halten.

C. Die Kommission kann unter den zu ver-
einbarenden Bedingungen an die Österreichische
Bundesregierung oder ihrer Hoheitsgewalt unter-
stehende ermächtigte Personen im Isotop U-235
angereichertes Uran zur Verwendung als Brenn-
stoff in Reaktorexperimenten und anderen als
den unter Absatz A und B dieses Artikels
fallenden Reaktoren, einschließlich Reaktoren für
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Forschung und für Materialprüfung sowie für
experimentelle, wissenschaftliche und industrielle
Verwendungszwecke übertragen (unter anderem
einschließlich der Belieferung im Rahmen von
Lohnanreicherungsverträgen).

D. Besonderes Kernmaterial, abgesehen von
im Isotop U-235 angereichertem Uran, darf an
die Österreichische Bundesregierung oder ihrer
Hoheitsgewalt unterstehende ermächtigte Perso-
nen zur Verwendung als Brennstoff in Reaktoren
und Reaktorexperimenten mit der Maßgabe
übertragen werden, daß die Kommission solches
Material nur in Mengen bis zu dem Ausmaß
übertragen darf, als diese innerhalb einer hiefür
bewilligten Höchstgrenze für die Übertragung
gemäß Artikel X liegen, und daß die Bedingun-
gen für jede derartige Übertragung im voraus zu
vereinbaren sind."

ARTIKEL II

Artikel IX des Abkommens über die Zusam-
menarbeit wird wie folgt geändert:

„A. Das auf Grund des vorliegenden Abkom-
mens gelieferte angereicherte Uran kann bis zu
zwanzig Prozent (20%) im Isotop U-235 ent-
halten. Ein Teil des solchermaßen gelieferten im
Isotop U-235 angereicherten Urans kann als
Material zur Verfügung gestellt werden, das zu
mehr als zwanzig Prozent (20%) im Isotop U-235
enthält, wenn die Kommission für eine solche
Übertragung eine technische oder wirtschaftliche
Begründung sieht.

B. Vorbehaltlich der Bestimmungen des Arti-
kels X darf die auf Grund von Artikel VII oder
Artikel VIII übertragene und unter der Hoheits-
gewalt der Österreichischen Bundesregierung be-
findliche Menge des im Isotop U-235 angereicher-
ten Urans für den Betrieb von Reaktoren oder
Reaktorexperimenten zu keiner Zeit jene Menge
übersteigen, die für die Beschickung dieser Reak-
toren oder Reaktorexperimente benötigt wird,
zuzüglich jener Menge, die nach Ansicht der
Vertragsstaaten für den wirksamen und ständigen
Betrieb dieser Reaktoren oder Reaktorexperi-
mente erforderlich ist.

C. Wenn ein besonderes Kernmaterial, das auf
Grund des vorliegenden Abkommens oder des
ersetzten Abkommens von den Vereinigten
Staaten von Amerika bezogen wurde, eine
Wiederaufbereitung verlangt oder bestrahlte
Brennstoffelemente, die auf Grund des vorliegen-
den Abkommens oder des ersetzten Abkommens
von den Vereinigten Staaten von Amerika be-
zogenes Brennstoffmaterial enthalten, aus einem
Reaktor entnommen und der Form oder dem
Gehalt nach verändert werden sollen, erfolgt
eine solche Wiederaufbereitung bzw. Verände-
rung in Anlagen, die für beide Vertragsstaaten
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annehmbar sind, nachdem die Vertragsstaaten
gemeinsam festgestellt haben, daß die Bestim-
mungen des Artikels XII in wirksamer Weise
angewendet werden können.

D. Jenes besondere Kernmaterial, das durch
Bestrahlungsvorgänge in irgendeinem von der
Kommission im Rahmen dieses Abkommens
oder des ersetzten Abkommens gegebenenfalls
verpachteten Brennstoffteil entsteht, wird der
Pächterin zugeteilt und steht nach der in Ab-
satz C dieses Artikels vorgesehenen Wiederauf-
bereitung im Eigentum der Pächterin, sofern die
Kommission und die Pächterin nichts anderes
vereinbaren.

E. Besonderes Kernmaterial, welches durch
Verwendung von Material hergestellt wurde, das
auf Grund dieses Abkommens oder des ersetzten
Abkommens an die Österreichische Bundesregie-
rung oder ihrer Hoheitsgewalt unterstehende er-
mächtigte Personen übergeben worden war, kann
an einen anderen Staat oder eine Gruppe von
Staaten übergeben werden unter der Voraus-
setzung, daß dieser Staat oder diese Gruppe von
Staaten ein entsprechendes Abkommen über
Zusammenarbeit mit der Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika hat oder die Ver-
wendung dieses besonderen Kernmaterials für
friedliche Zwecke unter für die Vertragsstaaten
annehmbaren Sicherheitsmaßnahmen garantiert.

F. Einige Atomenergie-Materialien, die gemäß
dem vorliegenden Abkommen gegebenenfalls bei-
gestellt werden oder auf Grund des ersetzten
Abkommens beigestellt wurden, sind für Perso-
nen und Sachen schädlich, wenn sie nicht mit
Vorsicht behandelt und verwendet werden. Nach
der Übergabe solcher Materialien trägt die Öster-
reichische Bundesregierung, soweit die Regierung
der Vereinigten Staaten von Amerika betroffen
wird, die gesamte Verantwortung für die gefahr-
lose Behandlung und Verwendung solcher Mate-
rialien. Was die Ausgangs- oder besonderen Kern-
materialien oder die Reaktormaterialien betrifft,
die die Kommission gemäß dem vorliegenden
Abkommen der Österreichischen Bundesregie-
rung oder ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden
Personen gegebenenfalls verpachtet oder der
Österreichischen Bundesregierung auf Grund des
ersetzten Abkommens verpachtet hat, hat die
Österreichische Bundesregierung die Regierung
der Vereinigten Staaten von Amerika für jegliche
Haftung (einschließlich der Haftung gegenüber
Dritten) aus jedem wie immer gearteten Grund
zu entschädigen und schadlos zu halten, der sich
aus der Herstellung oder Fabrikation, dem
Eigentum, der Pacht sowie dem Besitz und der
Verwendung von solchen Ausgangs- oder beson-
deren Kernmaterialien oder Reaktormaterialien
nach Übergabe durch die Kommission an die
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Österreichische Bundesregierung oder an eine
ihrer Hoheitsgewalt unterstehende Person er-
gibt."

ARTIKEL III

Artikel X des Abkommens über die Zusam-
menarbeit wird wie folgt geändert:

„Die Trennarbeit, die zur Herstellung des im
Isotop U-235 angereicherten Urans, welches im
Rahmen des vorliegenden Abkommens oder des
ersetzten Abkommens von den Vereinigten Staa-
ten von Amerika an die Republik Österreich für
Leistungsreaktoren übertragen wird, erforderlich
ist, soll jenen Umfang nicht überschreiten, der
zur Aufrechterhaltung der Brennstoffkreisläufe
von Reaktoren mit einer installierten Kapazität
von insgesamt 4000 (viertausend) Megawatt
(elektrisch) notwendig ist."

ARTIKEL IV

Artikel XIII des Abkommens über die Zusam-
menarbeit wird wie folgt geändert:

„A. Die Österreichische Bundesregierung und
die Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika stellen fest, daß die Internationale
Atomenergie-Organisation auf Grund eines Ab-
kommens, das von ihnen und der Internationalen
Atomenergie-Organisation am 21. September
1971 unterzeichnet wurde, bei auf Grund des
ersetzten Abkommens und des vorliegenden Ab-
kommens der Hoheitsgewalt der Österreichischen
Bundesregierung übertragenen Materialien, Aus-
rüstungen und Anlagen Sicherheitsmaßnahmen
bereits anwendet. In der Erkenntnis, daß die
weitere Benützung der Anlagen und Dienst-
leistungen der Internationalen Atomenergie-
Organisation wünschenswert ist, vereinbaren die
Vertragsstaaten, daß die Sicherheitsmaßnahmen
der Internationalen Atomenergie-Organisation
auf die auf Grund des ersetzten Abkommens und
des vorliegenden Abkommens übertragenen
Materialien, Ausrüstungen und Anlagen weiter-
hin Anwendung finden sollen.

B. Die fortgesetzte Anwendung der Sicher-
heitsmaßnahmen der Organisation im Sinne die-
ses Artikels erfolgt entweder gemäß den Be-
stimmungen eines entsprechenden trilateralen
Übereinkommens zwischen den Vertragsstaaten
und der Organisation in der jeweils geltenden
oder durch ein etwaiges neues trilaterales Über-
einkommen ersetzten Fassung oder gemäß den
Bestimmungen des zwischen der Internationalen
Atomenergie-Organisation und der Österreichi-
schen Bundesregierung auf Grund des Artikels III
des Vertrages über die Nichtweiterverbreitung
von Atomwaffen abgeschlossenen Abkommens.
Es besteht Einverständnis darüber, daß die der
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika
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durch Artikel XII des vorliegenden Abkommens
eingeräumten Sicherheitskontrollrechte ohne Ab-
änderung des vorliegenden Abkommens solange
und insoweit ausgesetzt werden, als die Regierung
der Vereinigten Staaten von Amerika zustimmt,
daß das Erfordernis der Ausübung solcher Rechte
durch ein in diesem Absatz vorgesehenes Sicher-
heitskontrollabkommen erfüllt wird.

C. Sollte das in Absatz B dieses Artikels
erwähnte anzuwendende Übereinkommen über
Sicherheitsmaßnahmen vor Ablauf des vorliegen-
den Abkommens beendet werden und sollten die
Vertragsstaaten sich nicht sofort über die Wieder-
aufnahme von Sicherheitsmaßnahmen der Orga-
nisation einigen können, so kann jeder Vertrags-
staat durch Notifikation das vorliegende Ab-
kommen beenden. Bevor einer der beiden Ver-
tragsstaaten Schritte zur Beendigung des vor-
liegenden Abkommens unternimmt, werden die
Vertragsstaaten die wirtschaftlichen Auswirkun-
gen einer solchen Beendigung sorgfältig in Er-
wägung ziehen. Keiner der beiden Vertrags-
staaten wird seine Kündigungsrechte in Anspruch
nehmen, bevor dem anderen Vertragsstaat eine
hinreichend befristete Vorankündigung zuge-
gangen ist, die der Österreichischen Bundesregie-
rung, falls sie der andere Vertragsstaat ist, die
Durchführung von Vorkehrungen zur Bereit-
stellung einer anderen Energiequelle und der
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika,
falls sie der andere Vertragsstaat ist, die An-
passung der Erzeugungszeitpläne gestattet. Sollte
eine solche Kündigung durch einen der beiden
Vertragsstaaten erfolgen, wird die Österreichische
Bundesregierung auf Verlangen der Regierung
der Vereinigten Staaten von Amerika das ge-
samte besondere Kernmaterial, das sie auf Grund
des vorliegenden Abkommens oder des ersetzten
Abkommens erhalten hat und das sich in ihrem
Besitz oder im Besitz von ihrer Hoheitsgewalt
unterstehenden Personen befindet, an die Regie-
rung der Vereinigten Staaten von Amerika zu-
rückstellen. Die Regierung der Vereinigten Staa-
ten von Amerika wird die Österreichische Bun-
desregierung bzw. die deren Hoheitsgewalt unter-
stehenden Personen für ihre Ansprüche in bezug
auf solchermaßen zurückgestelltes Material ent-
sprechend dem zu diesem Zeitpunkt in den Ver-
einigten Staaten von Amerika geltenden Preis-
tarif der Kommission entschädigen."

ARTIKEL V

Artikel XV des Abkommens über die Zusam-
menarbeit wird geändert, indem der Ausdruck
„dreißig (30)" gestrichen und an dessen Stelle
„vierundvierzig (44)" gesetzt wird.

ARTIKEL VI

Dieses Abkommen tritt mit dem Tage in Kraft,
an dem jede der beiden Regierungen von der
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anderen Regierung die schriftliche Mitteilung
erhalten hat, daß sie alle gesetzlichen und ver-
fassungsrechtlichen Erfordernisse für das Inkraft-
treten dieses Abkommens erfüllt hat, und bleibt
für den Zeitraum des Bestehens des hiermit ge-
änderten Abkommens über die Zusammenarbeit
in Geltung.

ZU URKUND DESSEN haben die dazu ge-
hörig Bevollmächtigten dieses Abkommen unter-
zeichnet.

GESCHEHEN zu Washington, am vierzehn-
ten Juni 1974, in zwei Ausfertigungen in deut-
scher und englischer Sprache, die beide in gleicher
Weise authentisch sind.

FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH:

Arno Halusa m. p.

FÜR DIE VEREINIGTEN STAATEN VON
AMERIKA:

Arthur A. Hartman m. p.
William A. Anders m. p.

Die Ratifikationsurkunde wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundes-
kanzler gegengezeichnet; das Abkommen ist gemäß seinem Art. VI am 8. Oktober 1974 in Kraft
getreten.

Kreisky

709 . Briefwechsel zum Langfristigen Handels- und Zahlungsabkommen zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Deutschen Demokratischen

Republik *)

DER AUSSERORDENTLICHE
UND BEVOLLMÄCHTIGTE BOTSCHAFTER
DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN
REPUBLIK

Wien, am 21. Oktober 1974

Herr Bundesminister!

Namens der Regierung der Deutschen Demo-
kratischen Republik beehre ich mich, Ihnen fol-
gendes mitzuteilen:

Es besteht Einvernehmen darüber, den im
Briefwechsel vom 30. August 1973 unter
Punkt 3. 1) zu Artikel 6 des am gleichen Tag
abgeschlossenen Langfristigen Handels- und Zah-
lungsabkommens zwischen der Regierung der
Deutschen Demokratischen Republik und der
Österreichischen Bundesregierung vereinbarten
Zahlungstitel

„Zahlungen für Unterhaltsleistungen an Min-
derjährige mit Fälligkeit nach dem 1. Januar
1965"

•) Siehe BGBl. Nr. 499/1973

durch folgende Neufassung zu ersetzen:
„Zahlungen für Unterhaltsleistungen an Min-
derjährige mit Fälligkeit ab 8. Mai 1945, und
zwar auch jene Beträge, die in der Deutschen
Demokratischen Republik auf Devisenauslän-
derkonten bzw. in der Republik Österreich
auf Sperrkonten erliegen."

Die zuständigen Stellen der Vertragsparteien
werden danach die erforderlichen Bewilligungen
für Zahlungen aus ab 8. Mai 1945 fälligen Unter-
haltsleistungen an Minderjährige erteilen.

Die mit diesem Briefwechsel vereinbarte Rege-
lung tritt am 1. Januar 1975 in Kraft.

Indem ich Sie bitte, mir Ihr Einverständnis
zu Vorstehendem mitteilen zu wollen, benütze
ich gerne den Anlaß, um Sie, Herr Bundesmini-
ster, meiner ausgezeichneten Hochachtung zu ver-
sichern.

Fleck m. p.
An den
Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie der Republik Österreich
Dr. Josef Staribacher
Wien
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DER BUNDESMINISTER FÜR
HANDEL, GEWERBE UND INDUSTRIE
DER REPUBLIK ÖSTERREICH

Wien, am 21. Oktober 1974

Herr Botschafter!

Namens der Österreichischen Bundesregierung
beehre ich mich, den Erhalt des nachstehenden
Schreibens und mein Einverständnis zu dessen
Inhalt mitzuteilen:

„Namens der Regierung der Deutschen Demo-
kratischen Republik beehre ich mich, Ihnen fol-
gendes mitzuteilen:

Es besteht Einvernehmen darüber, den im
Briefwechsel vom 30. August 1973 unter
Punkt 3. 1) zu Artikel 6 des am gleichen Tag
abgeschlossenen Langfristigen Handels- und Zah-
lungsabkommens zwischen der Regierung der
Deutschen Demokratischen Republik und der
Österreichischen Bundesregierung vereinbarten
Zahlungstitel

„Zahlungen für Unterhaltsleistungen an Min-
derjährige mit Fälligkeit nach dem 1. Januar
1965"

durch folgende Neufassung zu ersetzen:

„Zahlungen für Unterhaltsleistungen an Min-
derjährige mit Fälligkeit ab 8. Mai 1945, und
zwar auch jene Beträge, die in der Deutschen
Demokratischen Republik auf Devisenauslän-
derkonten bzw. in der Republik Österreich
auf Sperrkonten erliegen."

Die zuständigen Stellen der Vertragsparteien
werden danach die erforderlichen Bewilligungen
für Zahlungen aus ab 8. Mai 1945 fälligen Unter-
haltsleistungen an Minderjährige erteilen.

Die mit diesem Briefwechsel vereinbarte Rege-
lung tritt am 1. Januar 1975 in Kraft.

Indem ich Sie bitte, mir Ihr Einverständnis
zu Vorstehendem mitteilen zu wollen, benütze
ich gerne den Anlaß, um Sie, Herr Bundesmini-
ster, meiner ausgezeichneten Hochachtung zu ver-
sichern."

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Aus-
druck meiner vorzüglichen Hochachtung.

Staribacher m. p.

An den
Außerordentlichen und Bevollmächtigten Botschafter
der Deutschen Demokratischen Republik
Dr. Werner Fleck
Wien

Kreisky


